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STADT KITZSCHER

Bebauungsplan

"Leipziger Straße in Kitzscher"

Satzungsexemplar

Aktualitätsstand

der Planung 23.05.2022

Gemarkung Braußwig

Maßstab 1:1.000

WA

F

A1

RECHTSGRUNDLAGEN

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch

Artikel 9 des Gesetzes vom 10.9.2021 (BGBl. I S. 4147) m.W.v. 15.09.2021.

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) In der Fassung der

Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132) zuletzt geändert durch Gesetz vom 14.06.2021 [BGBl. I S.

1802] m.W.v. 23.06.2021.

Sächsische Bauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Mai 2016 (SächsGVBl. S. 186), zuletzt

geändert durch Artikel 6 der Verordnung vom 12. April 2021 (SächsGVBl. S. 517).

A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB)

(1) Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

(2) Zulässig sind:

a) Wohngebäude

b) die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speisewirtschatten sowie nicht störende

Handwerksbetriebe

c) Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

(3) In Anwendung von § 1 Abs. 6 BauNVO werden die folgenden Nutzungen nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO nicht

zugelassen:

- Nr. 1 Betriebe des Beherbergungsgewerbes

- Nr. 2 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe

- Nr. 4 Gartenbaubetriebe

- Nr. 5 Tankstellen

(4) Nicht zulässig sind Einrichtungen und Anlagen für die Kleintierhaltung.

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB)

(1) Das Maß der baulichen Nutzung wird für die einzelnen Baufelder wie folgt festgelegt:

Abkürzungen:

E Einzelhaus D Doppelhaus

RH Hausgruppen, Reihenhaus o offenen Bauweise

a abweichende Bauweise Schallschutz Dämmwirkung der Außenfassade

(2)

(3) Die Grundflächenzahl (GRZ) und die Geschossflächenzahl (GFZ) sind gemäß § 17 BauNVO als Höchstgrenzen

festgesetzt.

(4) Bei Reihenhausgrundstücken in WA 3 und 4 ist die GRZ über die Summe aller Reihenhaus-Grundstücke einer

Zeile zu ermitteln.

(5) Für einzelne Reihenmittelhaus-Grundstücke ist eine Überschreitung der GRZ bis max. 0,6 zulässig.

(6) Staffelgeschosse sind ausgeschlossen.

(7) Höhe baulicher Anlagen (§16 BauNVO)

Für die folgenden Festsetzungen gilt die Traufhöhe (TH), die identisch ist mit der maximalen Gebäudehöhe, die

der Abstandsflächenberechnung zugrunde liegt. Bei Vorsprüngen in der Fassade, die nicht mehr als 1/2, einzeln

oder in der Summe, der jeweiligen Fassadenlänge betragen dürfen, können größere Wandhöhen zugelassen

werden.

Maximale Firsthöhe:

1. eingeschossige Bauweise FH = 8,0 m

2. zweigeschossige Bauweise FH = 11,0 m

3. dreigeschossige Bauweise FH = 14,0 m

(8) Höhenbezugspunkt (§16 BauNVO)

Als Geländeoberfläche für die Höhenfestlegung gilt das Terrain im Grundstück, gemessen an der Hauswand,

das von der Straßenoberkante (Fertigdecke) +0,0 m bis max. + 0,4 m festgelegt wird. Bezugshöhe für die

Traufhöhe (TH) und die Firsthöhe (FH) ist die Straßenoberkante (Asphaltdecke).

(9) Höchstzulässige Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)

Es ist nur eine Wohnung pro Wohngebäude zulässig. Zusätzlich kann eine zweite, untergeordnete Wohnung

zugelassen werden. Die zulässige Größe untergeordneter Wohnungen wird auf max. 60 m² begrenzt.

3 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche, Stellung der baulichen Anlagen (§ 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB, §§

22 und 23 BauNVO)

(1) Es ist eine offene Bebauung festgelegt.

(2) In den Baufeldern WA 3 und WA 4 gilt eine abweichende Bauweise.

(3) Zulässige Hausformen in den Baufeldern WA 1, WA 5 und WA 6 sind Einzelhäuser mit beidseitigem

Grenzabstand.

Im Baufeld WA 2 sind Einzel- und Doppelhäuser zulässig.

In den Baufeldern WA 3 und 4 sind Doppel- und Reihenhäuser zulässig.

(4) Die überbaubaren Flächen sind mit Baugrenzen gekennzeichnet.

4 Nebenanlagen, Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4)

In den gekennzeichneten Flächen sind Stellplätze ausgewiesen, die WA 3 und WA 4 zugeordnet sind.

5 Verkehrsflächen sowie Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)

Die Straßenverkehrsflächen sowie die Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (Fußweg) sind

zeichnerisch festgesetzt.

6 Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsanlagen und - leitungen, Geh-, Fahr- und

Leitungsrechte (§ 9 Abs.1 Nr. 13 u. 21 BauGB)

lm Plangebiet befinden sich folgende Medien:

Trinkwasserleitung DN 300: diese wird im Zuge der Erschließung verlegt.

Mittelspannungsleitung

Alle Grundstücke werden mit unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen aller Medien komplett erschlossen.

7 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 15 BauGB)

Die öffentlichen Grünflächen und ihre Zweckbestimmung (Spielplatz, Park) sind zeichnerisch festgesetzt.

8 Flächen für Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

BundesImmissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Die Fläche für die Lärmschutzwand ist zeichnerisch festgesetzt.

9 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6

BauGB)

Auf der gekennzeichneten Fläche wird ein Regenrückhaltebecken angelegt.

10 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft sowie

Flächen zum Anpflanzen und zum Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs.1 Nr. 20 und Nr. 25)

(1) Die Fläche mit der Kennzeichnung A1 ist als Wiese mit Obstbäumen herzustellen (1 Baum je 64 m²). Wiese und

Bäume sind zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Abgängige Bäume sind zu ersetzen. Verwendet werden soll

die Güte: Sol. 3xv. mDb. 150 - 200.

(2) Die Fläche mit der Kennzeichnung A2 ist als Wiese anzulegen. 20 Prozent der Fläche sind mit Gehölzen

(Sträucher, Heister, Hochstämme) zu bepflanzen. Verwendet werden soll die Güte: Hochstamm, 3xv. mDb. 16 -

18; Heister 100 - 150; v. Sträucher 3 Triebe 100 - 150.

(3) Liste der zu verwendenden Gehölze:

Gehölze nach GALK-Liste, vorzugsweise:

Winter-Linde Tilia cordata

Feld-Ahorn Acer campestre

Rotbuche Fagus sylvatica

Vogelbeere Sorbus aucuparia

Weißdorn Crataegus monogyna

Vogelkirsche Prunus avium

Hasel Corylus avellana

Hainbuche Carpinus betulus

Schlehe Prunus spinosa

Obstbäume heimische Sorten.

(4) Das Pflanzgebot A 1 ist ein Jahr nach Herstellung der Verkehrsanlagen im ersten Bauabschnitt umzusetzen.

Das Pflanzgebot A 2 ist ein Jahr nach Herstellung der Verkehrsanlage im Bauabschnitt 2 umzusetzen.

(5) Garagen, Carports und alle baugenehmigungspflichtigen Nebenanlagen, die mit Flach- oder Pultdach

ausgeführt werden, sind mit einer extensiven Begrünung auszustatten.

(6) Alle kanalabflusswirksamen Oberflächen in den Privatgrundstücken sind mit offenporigen Belägen

(versicherungswirksame Beläge) auszustatten.

(7) Im Falle des Baubeginns (Erschließung) im Zeitraum vom 1.3. bis 31.07. ist die Fläche auf Brutvögel,

insbesondere Feldlärche, zu kontrollieren.

11 Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle (§ 9 Abs. 1a BauGB)

Ersatzlebensstätten nach § 44 Abs. 1 Nr.3 BNatSchG: Herstellung eines „Lerchenfenster“ Größe: 20 m²

Gemarkung: Braußig, Flur: 215 oder 216/1

12 Aufgrund anderer gesetzlicher Vorschriften getroffenen Festsetzungen

(§ 9 Abs. 6 BauGB i.V.m. BImSchG)

Im gesamten Plangebiet wird folgende Maßnahme des passiven Schallschutzes an Wohngebäuden festgesetzt:

In den Lärmpegelbereichen I (<55 dB(A)) und II (55-60 dB(A)) Schalldämmungen der Außenfassaden von

R' W.ges = 30 dB (Mindestanforderung).

B BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

13 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 89 Abs.1 Nr. 1 SächsBO)

(1) Dachgestaltung

lm Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Satteldächer, Walmdächer, Flachdächer, Satteldächer mit

Krüppelwalm und Mansarddächer zulässig.

Garagen und Nebenanlagen sind auch mit geneigten und flachen Dächern zugelassen. Aneinander gebaute

Garagen müssen eine einheitliche Dachausführung haben.

Die geneigten Dächer sind mit kleinteiligen Materialien, wie Tondachsteinen, Schiefer oder Materialien, die dem

Erscheinungsbild nachkommen, einzudecken.

(2) Dachneigung

Die zulässige Dachneigung beträgt bis maximal 45°. Satteldächer müssen auf beiden Seiten der Firstlinie die

gleiche Dachneigung haben. Bei Mansarddächern darf der untere Dachbereich steiler sein.

(3) Belichtung des Dachraumes

Zur Belichtung des Dachraumes sind Gauben mit Sattel- oder Walmdach, Dreiecks-, Schleppgauben sowie

Zwerchgiebel zulässig. Dachflächenfenster sind im Hochformat zugelassen.

Mehrere Gauben auf einer Dachfläche müssen auf gleicher Höhe angeordnet sein.

(4) Doppelhäuser

Doppelhäuser sind in Bezug auf Dachgestaltung, Form und Farbgebung einander anzupassen.

14 Gestaltung der Stellplätze und der unbebauten Grundstücksflächen (§ 89 Abs.1 Nr. A SächsBauO)

(1) Sämtliche befestigten Flächen mit Ausnahme der Terrassen sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu versehen.

(2) Dachflächen aus unbeschichteten Metallen, wie z. B. Kupfer, Blei und Zink sind unzulässig.

(3) Die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke sind landschaftsgärtnerisch oder als Nutzgarten

anzulegen und zu unterhalten, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt

werden. Schottergärten sind unzulässig.

(4) Mülltonnen- und Containerstandorte sind, sofern sie nicht im Gebäude untergebracht sind, mit Sichtschutz zu

versehen.

15 Werbeanlagen

Werbeanlagen sind nicht zulässig.

C HINWEISE

16 Gehölzauswahl

Obstbäume heimischer Sorten:

(Empfehlungen hierzu siehe sächsische Gartenakademie 

(https://www.gartenakademie.sachsen.de/obst-3971.html).

17 Herstellung Lerchenfenster

Herstellung eines „Lerchenfensters“:

Sämaschine für einige Meter anheben, z. B. bei 3 m-Sämaschine für 7 m;

mindestens 25 m Abstand zum Feldrand

mindestens 50 m Abstand zu Gehölzen, Gebäuden, Ansitz von Greifvögeln etc.

18 Archäologie und Denkmalschutz

Das Vorhaben liegt im Umfeld bereits bekannter archäologischer Kulturdenkmäler und ist daher gemäß § 14

Abs.1 SächsDSchG genehmigungspflichtig. Vor Beginn von Bodeneingriffen im Rahmen von Erschließungs- und

Bauarbeiten müssen durch das Landesamt für Archäologie im von Bautätigkeit betroffenen Areal archäologische

Grabungen durchgeführt werden. Auftretende Befunde und Funde sind gemäß § 20 SächsDSchG sachgerecht

auszugraben und zu dokumentieren. Archäologische Funde sind sofort dem Archäologischen Landesamt

Sachsen zu melden. Die Fundstellen sind inzwischen vor weiteren Zerstörungen zu sichern.

Jegliche Baumaßnahmen sind mindestens zwei Wochen vorher durch schriftliche Bauanzeige dem Landesamt

für Archäologie anzuzeigen.

19 Bodenschutz

Anliegen des Bodenschutzes ist der sparsame und schonende Umgang mit Boden, um ihn entsprechend seiner

Funktion und Eignung am jeweiligen Standort zu erhalten.

Zur Sicherung der Einhaltung bodenschutzrechtlicher Bestimmungen sind bei Baumaßnahmen insbesondere die

DIN-Vorschriften:

18 300 - Erdarbeiten

18 915 - Bodenarbeiten

19 920 - Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen

19 731 - Verwertung von Bodenmaterial

zu beachten und die nachfolgenden Hinweise zu berücksichtigen.

Zu Beginn der Baumaßnahme ist der Oberboden (Mutterboden) im Bereich der Baustelle abzuschieben und zu

sichern. Für den anfallenden Bodenaushub ist generell eine hochwertige Verwendung anzustreben,

insbesondere Massenausgleich, Übergabe an eine Landschaftsbaumaßnahme, Übergabe an eine Bodenbörse

oder Wiederverwertung im Zuge der Verfüllung / Rekultivierung.

Aus abfallrechtlicher Sicht ist folgendes zu beachten:

Werden bei den Erschließungsarbeiten kontaminierte Stoffe vorgefunden, sind diese zu separieren und zu

untersuchen. Anhand der Untersuchungsergebnisse ist über eine Verwertung / Behandlung oder Entsorgung

des anfallenden kontaminierten Materials zu entscheiden. Nicht kontaminierter Bodenaushub ist einer

Verwertung zuzuführen (§ 6 Abs.1KrWG).

Die bei den Baumaßnahmen anfallenden mineralischen Abfälle dürfen (soweit sie nach § 7 Abs. 2 KrWG) zu

verwerten sind, nicht auf Deponien abgelagert werden. lm Rahmen der Baumaßnahme nicht verwerteter

Bodenaushub ist anderweitig einer stofflichen Verwertung zuzuführen, soweit er nach § 7 Abs. A KrWG zu

verwerten ist. Eine Ablagerung auf Deponien zum Zwecke der Beseitigung ist nach §2 Abs.5 SächsABG nicht

zulässig.

Boden ist nach Bodenart zu trennen.

Bodenarbeiten sind auf Grund der bei Nässe zunehmenden Verdichtungsgefahr nach Möglichkeit bei trockener

Witterung und mit Fahrzeugen geringen Bodendrucks auszuführen.

Eine Überschüttung von Mutterboden mit Bodenaushub oder Fremdstoffen ist ebenso wenig zulässig wie die

Abdeckung bodenfremder Stoffe mit Boden. Bei Wiederverwertung von Bodenaushub an Ort und Stelle bzw.

einer Rekultivierung der Baustellenfläche sind die Anschüttungen auf die lokalen Bodenverhältnisse

abzustimmen.

Zwischenlager von Böden sind in Form von Trapezmieten anzulegen. Um Verdichtung, Vernässung und Erosion

von Mutterboden zu vermeiden, sind diese Mieten mit einer Höhe bis 1,30 m, einer Sohlbreite bis 3,0 m

möglichst im Schatten anzulegen.

20 Grundwasser- und Trinkwasserschutz

Aufgrund der Lage in der Trinkwasserschutzzone III der Wasserfassung Kitzscher werden keine geothermischen

Anlagen zur Nutzung von Erdwärme mittels Sonden, Grundwasserwärme-Pumpenanlagen, Brunnen sowie

Versickerungsschächte zur Entsorgung von Niederschlagswasser zugelassen. Andere Varianten zur Nutzung

von Erdwärme unterliegen der Einzelfallprüfung.

21 Immissionsschutz

Bei Verwendung von Luft-Wasser-Wärmepumpen zur Beheizung der Wohnhäuser ist der LAI-Leitfaden für die

Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei stationären Geräten (Stand 28.08.2013) anzuwenden.

Beim Betrieb von Feuerungsanlagen ist die Erste Verordnung zur Durchführung des

Bundesimmissionsschutzgesetzes (VO über kleine und mittlere Feuerungsanlagen - 1. BImSchV, Fassung vom

26.02.2010, zuletzt geändert durch Art. 16 Abs. 4 des Gesetzes vom 13.07.2017) - insbesondere auf die

Ableitbedingungen des § 19 der 1. BImSchV zu beachten.

Planzeichen

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Allgemeines Wohngebiet, (nicht in Kraft gesetzt)

1.2 Flächen für Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

Fläche für Stellplätze

1.3 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Öffentliche Verkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Fußweg

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

1.4 Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Spielplatz

Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Park

1.5 Flächen für die Regelung des Wasserabflusses (§ 9 Abs. 1 Nr. 16 und Abs. 6 BauGB)

Regenrückhaltebecken

1.6 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstige Bepflanzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Anpflanzung nach gesonderter Festsetzung, Wiese mit Obstbäumen

Anpflanzung nach gesonderter Festsetzung, Wiese mit Gehölzen

1.7 Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des

Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 und Abs. 6 BauGB)

Lärmschutzwand, L = 30 Meter; H = 2 Meter über Niveau

1.8 Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

II Nachrichtliche Übernahme (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Trinkwasserleitung DN 300

Mittelspannungsleitung

III Darstellung ohne Normencharakter

Vermaßung in Meter

Vorschlag Grundstücksteilung

Ableitung RRB

Grenze der beabsichtigten Teilinkraftsetzung 

Lärmschutzwand

Bischoff & Heß
Dresdner Straße 53

04317 Leipzig

Tel.: 0341/140 629 21

Landschaftsökologie und Projektplanung hess@bischoff-hess.de
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VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Stadtrat der Stadt Kitzscher hat in der Sitzung vom 16.06.2020 gemäß §  2  Abs. 1 BauGB die

Aufstellung des Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 26.08.2020

ortsüblich bekannt gemacht.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und

Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom Juni 2020 hat in der Zeit vom

07.09.2020 bis 05.10.2020 stattgefunden.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1

BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom Juni 2020 hat in der Zeit vom

31.08.2020 bis 05.10.2020 stattgefunden.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

4. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 17.02.2021 wurde mit der Begründung gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 01.04.2021 bis 30.04.2021 öffentlich ausgelegt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

5. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 17.02.2021 wurden die Behörden und

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 30.04.2021 bis

31.05.2021 beteiligt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

6. Vermessung - Der katastermäßige Bestand wird innerhalb der Grenze des räumlichen

Geltungsbereiches und in Folge der Beteiligung des zuständigen Vermessungsamtes bestätigt: Die

Darstellung des Grenzverlaufes und die Bezeichnung der Flurstücke innerhalb der Grenze des

räumlichen Geltungsbereiches entspricht den Katasterangaben.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .

Vermessungsamt 

7. Erneute Offenlegung

Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 24.01.2022 wurde mit der Begründung gemäß

§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom …………….. bis …………….. erneut öffentlich ausgelegt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

8. Die Stadt Kitzscher hat mit Beschluss (Beschluss-Nr. …) des Stadtrats vom ……. die Teilinkraftsetzung

des Bebauungsplans - südlicher Teilabschnitt - gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ……..….

als Satzung beschlossen.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

9. Das Landratsamt Leipzig hat den südlichen Teilabschnitt des Bebauungsplans mit Bescheid vom

.............. AZ ............... gemäß § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt.

10.Die Erteilung der Genehmigung des südlichen Teilabschnitts des Bebauungsplans wurde am ………….

gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung

wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht

bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in

Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214

und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

11.Die folgenden Nebenbestimmungen für die Inkraftsetzung des nördlichen Teils des Plangebiets,

a) die Grundstücksverkauf des südlichen Teilabschnitts des Bebauungsplans ist zu mindestens 80%

abgeschlossen

b) der positive Bescheid des Zielabweichungsverfahrens zum nördlichen Teilabschnitt des

Bebauungsplans liegt vor

wurden durch den Beschluss (Beschluss-Nr. ……) des Stadtrats am ……… erfüllt.

12.Die Stadt Kitzscher hat mit Beschluss (Beschluss-Nr. …….) des Stadtrats vom ……… die

Teilinkraftsetzung des Bebauungsplans - nördlicher Teilabschnitt - gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der

Fassung vom ………. als Satzung beschlossen.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister

13.Das Landratsamt Leipzig hat den nördlichen Teilabschnitt des Bebauungsplans mit Bescheid vom ..........

AZ .......... gemäß § 10 Abs. 2 BauGB genehmigt.

14.Die Erteilung der Genehmigung des nördlichen Teilabschnitts des Bebauungsplans wurde am ……….…

gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 1 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung

wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht

bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in

Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214

und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . .          , den . . . . . . . . . . .                     . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Stadt Kitzscher (Siegel) Bürgermeister
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